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Vorbemerkung

Endziel allen wirtschaftspolitischen Handelns 
sollte es sein, die gesamtgesellschaftliche Wohl-
fahrt zu erhöhen. Dabei setzt sich seit einiger Zeit 
in Politik und Gesellschaft die Erkenntnis durch, 
dass eine gute und nachhaltige Wirtschaftspolitik 
nicht nur die Maximierung des quantitativen 
Wirtschaftswachstums zum Ziel haben darf, son-
dern weitere Komponenten der gesamtgesell-
schaftlichen Wohlfahrt berücksichtigen muss. 
Hierzu zählen die ökonomische, ökologische und 
soziale Nachhaltigkeit. Vor diesem Hintergrund 
hat auch der Deutsche Bundestag die Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqua-
lität – Wege zu nachhaltigem Wirtschaften und 
gesellschaftlichem Fortschritt in der Sozialen 
Marktwirtschaft“ ins Leben gerufen, die sich u. a. 
zum Ziel gesetzt hat, einen ganzheitlichen Wohl-
stands- und Fortschrittsindikator zu entwickeln.

Zwar wird die Auffassung immer weiter ge-
teilt, dass die Wirtschaftspolitik die Multidimen-
sionalität des gesamtgesellschaftlichen Wohler-
gehens stärker berücksichtigen sollte, aber insbe-
sondere seit der Finanz-, Wirtschafts- und Euro-
krise lässt sich in der öffentlichen Debatte eine 
zunehmende Verengung auf einige wenige wirt-
schaftspolitische Ziele beobachten, allen voran 
auf die kurzfristige Rückführung der Budgetdefi -
zite und des öffentlichen Schuldenstandes. Dies 
spiegelt sich in entsprechenden Veränderungen 
des gesetzlichen Regelwerkes und des institutio-
nellen Rahmens in Deutschland und Europa in 
Gestalt der deutschen Schuldenbremse oder des 
europäischen Fiskalpaktes wider. Diese Veren-
gung wird jedoch den Herausforderungen, denen 
alle Gesellschaften und Volkswirtschaften heute 
gegenüberstehen, nicht gerecht. Die ökonomi-
sche, ökologische und soziale Nachhaltigkeit des 
Wirtschaftens ist trotz oder oft sogar wegen des 
unrefl ektierten Strebens nach kurzfristig ausge-
glichenen Staatshaushalten massiv gefährdet.

Vor diesem Hintergrund hat die Friedrich-
Ebert-Stiftung einen Forschungsauftrag an Prof. 

Dr. Sebastian Dullien von der Hochschule für 
Wirtschaft und Technik (HTW), Berlin, und an  
Dr. Till van Treeck vom Institut für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung (IMK), Düsseldorf, 
vergeben. Ziel war es, einen neuen, sozial-ökolo-
gischen Regulierungsrahmen zu entwickeln, der 
auf der einen Seite transparent und leicht ver-
ständlich, auf der anderen Seite aber auch so dif-
ferenziert und handhabbar sein sollte, dass Par-
lament und Regierung mit seiner Hilfe eine Wirt-
schaftspolitik verfolgen können, die nicht nur 
die Verringerung der Staatsdefi zite und Staats-
schulden im Auge hat, sondern auch die Verbes-
serung des ökonomischen und sozialen Wohl be-
fi ndens breiter Bevölkerungsschichten sowie des 
Schutzes der ökologischen Lebensbedingungen.

In formeller Anlehnung an das „alte“ Stabi-
litäts- und Wachstumsgesetz aus dem Jahr 1967 
schlagen die Autoren ein „neues“ Stabilitäts- und 
Wohlstandsgesetz vor, das von einem deutlich 
breiter als bisher gefassten Wohlstandsbegriff aus-
geht. Das neue „magische Viereck“ umfasst die 
vier Ziele: materieller Wohlstand und ökonomi-
sche Nachhaltigkeit, Zukunftsfähigkeit der Staats-
fi nanzen und der Staatstätigkeit, ökologische 
Nachhaltigkeit sowie soziale Nachhaltigkeit. Die-
se Oberziele werden in Einzelzielen konkretisiert, 
deren Erreichung mit quantita tiven Indikatoren 
überprüft werden kann. Diese Evaluierung geht 
in einen neuen „Jahreswohlstandsbericht“ für 
nachhaltiges Regierungshandeln ein, mit dem sich 
die Wirtschaftspolitik der Regierung messen lassen 
muss. Die Autoren leisten mit der vorliegenden 
 Expertise einen wich tigen Beitrag zur Entwick-
lung eines neuen, so zial-ökologischen Regulie-
rungsrahmens, der eine transparentere und nach-
haltigere Wirtschafts politik, die dem Ziel der 
 gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrtssteigerung 
besser als bisher gerecht wird, gewährleistet. 

Markus Schreyer
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik

Friedrich-Ebert-Stiftung
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1. Einführung

Die Debatte über wirtschaftspolitische Ziele in 
Deutschland ist von einer gewissen Schizophre-
nie gekennzeichnet: Die Realität der wirtschafts-
politischen Erkenntnis entkoppelt sich zuneh-
mend von den tatsächlichen institutionellen 
Rahmensetzungen. In der Wissenschaft ist längst 
anerkannt, dass traditionelle, eindimensionale 
Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung wie das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) die Wohlstandsent-
wicklung nur unzureichend abbilden. Aus diesem 
Grund hat auch der Deutsche Bundestag Ende 
2010 auf Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, 
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen eine 
 Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität – Wege zu nachhaltigem Wirtschaf-
ten und gesellschaftlichem Fortschritt in der So-
zialen Marktwirtschaft“ mit dem Ziel eingesetzt, 
einen ganzheitlichen Wohlstands- und Fort-
schrittsindikator zu entwickeln (vgl. Enquete 
Kommission 2012a), der eine Breite von Aspek-
ten einbeziehen soll, die neben materiellem Le-
bensstandard unter anderem auch soziale Inklu-
sion und Kohäsion, intakte Umwelt und Ver-
fügbarkeit begrenzter natürlicher Ressourcen, 
Bildungschancen und die Qualität öffentlicher 
Daseinsvorsorge einbeziehen soll.

Andererseits hat sich der institutionelle Rah-
men in Deutschland in den vergangenen Jahren 
hin zu einer Verengung auf immer weniger wirt-
schaftspolitische Ziele entwickelt. Zwar schreibt 
das weiterhin gültige Stabilitäts- und Wachstums-
gesetz von 1967 neben Wirtschaftswachstum 
auch einen hohen Beschäftigungsstand, niedrige 
Infl ation und ein außenwirtschaftliches Gleich-
gewicht als verbindliche Ziele der Wirtschafts-

politik von Bund und Ländern vor, allerdings hat 
die Verankerung der Schuldenbremse im Grund-
gesetz und die absehbare Ratifi zierung des Fiskal-
pakts auf europäischer Ebene dazu beigetragen, 
dass rechtlich alle anderen wirtschaftspolitischen 
Ziele de facto hinter dem Ziel der Begrenzung 
staatlicher Neuverschuldung zurücktreten müs-
sen. Auch im öffentlichen Diskurs spielt die Frage 
der Staatsfi nanzen – nicht zuletzt wegen der ak-
tuellen Euro-Krise – eine herausgehobene Rolle, 
erst mit einigem Abstand gefolgt von Sorgen um 
Arbeitslosigkeit (vgl. Institut für Sozialforschung 
und Gesellschaftspolitik 2011: 19ff.).

Aus progressiver Sicht, die sich für ein ökolo-
gisch-soziales Fortschrittsprojekt einsetzt, erge-
ben sich daraus eine Reihe von Problemen: Erstens 
wird die Verengung der wirtschaftspolitischen 
Debatte auf die jährlichen Budgetdefi zite den 
vielschichtigen Herausforderungen an die Nach-
haltigkeit unseres Wirtschaftens nicht gerecht.1 

Zweitens nimmt diese Verengung eigentlich 
notwendige Abwägungen vorweg, wenn es um 
Komplementaritäten oder Zielkonfl ikte zwischen 
unterschiedlichen ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Dimensionen der Wohlstandsent-
stehung und Nachhaltigkeit geht, deren Ein-
schätzung und Gewichtung von fachlichen und 
normativen politischen Entscheidungen abhän-
gen sollte: So könnte etwa eine Verbesserung des 
Staatsdefi zits durch Kürzungen bei staatlichen 
Bildungsausgaben und Infrastrukturausgaben er-
reicht werden, aber der Nebeneffekt könnte eine 
Verschlechterung des an künftige Generationen 
weitergegebenen Kapitalstocks und des Human-
kapitals sein. Kürzungen von Sozialausgaben und 

1 Im Beschluss des Deutschen Bundestages zur Einsetzung der Enquete-Kommission (Drucksache 17/3853) heißt es: „Wir stehen vor gro-
ßen Herausforderungen: Die Unsicherheiten über die weitere Entwicklung der Wirtschaft, des Arbeitsmarktes, der Finanzmärkte sowie 
der demographische Wandel und die steigende Staatsverschuldung beunruhigen die Menschen ebenso wie die Gefahren des Klima-
wandels, der Verlust von biologischer Vielfalt, die mangelnde Generationengerechtigkeit und die soziale Ungleichheit auf globaler wie 
auf nationaler Ebene. All dies hat eine grundlegende Diskussion über gesellschaftlichen Wohlstand, individuelles Wohlergehen und 
nachhaltige Entwicklung angestoßen.“
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2  So wäre es nicht zielführend, als Alternative zum BIP einen neuen, umfassenden Indikator zu entwickeln, der in einer einzigen Kennzahl 
unterschiedliche Dimensionen des gesellschaftlichen Wohlstands zusammenfasst. Zwar hätte ein solcher Indikator den Vorteil, präg-
nant und medial einfach kommunizierbar zu sein. Die Fokussierung auf einen einzelnen Verbundindikator würde aber – neben erheb-
lichen technischen Problemen bei der Aggregation der Einzelindikatoren – die Gefahr mit sich bringen, dass politische Wertentschei-
dungen im politischen Prozess nicht mehr hinreichend kenntlich gemacht würden, sondern hinter einer scheinbar objektiven Kennzahl 
(„nationaler Wohlstand“, „nationales Glück“ etc.) versteckt blieben (vgl. Enquete-Kommission 2012a).

3 Bei der Erstellung der Studie wurde diskutiert, ob das Gesetz nicht besser „Stabilitäts-, Investitions- und Wohlstandsgesetz“ heißen sollte. 
Grundsätzlich ist die genaue Bezeichnung dieses Gesetzes natürlich zweitrangig, wir waren allerdings die Meinung, dass Investitionen 
zwar ein zentrales Element wirtschaftlicher Nachhaltigkeit und Entwicklung ist, aber kein Endziel der Wirtschaftspolitik an sich und 
deshalb nicht im Titel des Gesetzes auftauchen müssen. Ohne eine kräftige Investitionstätigkeit sowohl der öffentlichen Hand als auch 
des Privatsektors wird keine nachhaltige Steigerung des Wohlstands möglich sein, aber das Ziel ist Erhalt und Steigerung des Wohlstands, 
nicht Investitionen an sich.

von staatlichen Investitionen in den Umwelt-
schutz mögen zur Einhaltung der auf europäi-
scher Ebene vereinbarten Defi zitziele notwendig 
erscheinen, gefährden aber zugleich das Errei-
chen verteilungs- und umweltpolitischer Ziele. 
Deregulierung der Finanzmärkte mag kurzfristig 
BIP-Zuwächse (und Steuereinnahmen) erzeugen, 
bringt aber das Risiko künftiger Finanzkrisen mit 
sich, die wiederum zu einem Anstieg der Staats-
verschuldung beitragen würden. Die Zunahme 
der Lohn- und Einkommensungleichheit mag je 
nach wirtschaftspolitischem Standpunkt entwe-
der als Voraussetzung für geringere Arbeitslosig-
keit und höheres BIP-Wachstum angesehen wer-
den oder als Ursache makroökonomischer In-
stabilität. Kräftige BIP-Zuwächse können den 
materiellen Wohlstand erhöhen, gehen aber un-
ter gegenwärtigen Bedingungen mit klimaverän-
dernden Treibhausgasemissionen einher. Gleich-
zeitig wünschen sich zwar viele Menschen höhe -
re Einkommen, aber auch geringere Arbeitszeiten 
und eine bessere „Work-Life-Balance“. Höheres 
Wachstum um den Preis von weniger Freizeit und 
mehr Stress könnte nicht zuletzt auch vermehrte 
gesundheitliche Belastungen zur Folge haben.

Gerade diese Vorwegnahme wirtschaftspoli-
tischer Prioritäten erschwert die Kommunikation 
eines ökologisch-sozialen Reformprojektes, des-
sen Erfolg gerade nicht nur in reinem Wachstum 
des BIP und Verringerung der Staatsdefi zite ab-
zulesen ist, sondern in einer Verbesserung des 
Wohlbefi ndens der breiten Bevölkerung und dem 
Schutz unserer ökologischen Lebensbedingun-
gen: Wenn de jure durch die Rahmensetzung und 
de facto durch den Fokus medialer Aufmerksam-
keit diese anderen, wichtigen Dimensionen von 
Wohlstand und Nachhaltigkeit als weniger dring-

lich dargestellt werden, dann erscheint automa-
tisch eine Politik attraktiver, die sich einzig auf 
Erfüllung des Wachstums- und Defi zitziels kon-
zentriert.

Vor diesem Hintergrund soll die vorliegende 
Kurzstudie der Frage nachgehen, wie ein geeigne-
ter neuer Regulierungsrahmen aussehen kann. 
Dieser müsste einerseits kompakt genug sein, um 
Politik und Öffentlichkeit eine leicht verständ-
liche und prägnante Orientierungshilfe bei der 
Einschätzung des gesellschaftlichen Wohlstands 
und seiner Nachhaltigkeit zu geben. Er müsste 
aber andererseits auch differenziert genug sein, 
damit mögliche Zielkonfl ikte sichtbar bleiben 
und die somit notwendigen normativen Abwä-
gungen nicht durch eine allzu technokratische 
Wohlstandsdefi nition entpolitisiert werden. Ein 
neuer Regulierungsrahmen müsste also so allge-
mein und konsensfähig sein, dass er für künftige 
Regierungen unabhängig von der parteipoliti-
schen Zusammensetzung verbindlich ist, gleich-
zeitig aber hinreichend Spielraum bietet für poli-
tische Schwerpunktsetzungen.2

Wichtig wäre es deshalb, Zielkonfl ikte nicht 
nur offensiv zu benennen, sondern auch Instru-
mente zu schaffen, wie die verschiedenen Ebenen 
des deutschen Föderalismus (einschließlich der 
europäischen Ebene) mit diesen Zielkonfl ikten 
umgehen können und sinnvolle Kompromisse 
entwickeln können. 

Wir schlagen dabei vor, nach dem Modell 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes von 1967 
ein neues „Stabilitäts- und Wohlstandsgesetz“3 zu 
entwickeln, das erstens die multidimensionalen 
Ziele für die Wirtschaftspolitik der verschiedenen 
Ebenen der öffentlichen Hand defi niert, zweitens 
ein Berichtswesen schafft, das die Fortschritte auf 
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den einzelnen Ebenen gebündelt darstellt, gleich-
zeitig aber die möglichen Konfl ikte und Komple-
mentaritäten zwischen den Einzelzielen aufzeigt, 
und drittens ein Koordinationselement für die 
unterschiedlichen Ebenen des Föderalismus 
schafft. Diese Idee knüpft an Debatten aus den 
frühen 1990er Jahren an, als die Grünen in den 
Bundestag einen von Rudolf Hickel und Jan 
 Priewe mitentwickelten Gesetzesentwurf für eine 
Reform des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
einbrachten. Viele Ideen aus diesem ursprüng-
lichen Entwurf fi nden sich deshalb in abgewan-
delter Form auch in unserem Vorschlag wieder.4 
Da Deutschland allerdings heute viel stärker als 
1967 oder auch als 1990 in den europäischen 
Rahmen eingebunden ist, sollen die Versprechun-
gen Deutschlands gegenüber den EU-Partnern 
ebenso berücksichtigt werden wie eine mögliche 
Koordination mit der europäischen Ebene in der 
Zukunft. 

Dabei werden in dieser Studie die im Grund-
gesetz festgelegte Schuldengrenze und die Regeln 
des EU-Fiskalpakts als gegeben akzeptiert. Unab-
hängig von der inhaltlichen Bewertung der Schul-
denbremse refl ektiert dieser Ansatz die Erkennt-
nis, dass angesichts des bald ratifi zierten europä-
ischen Fiskalpakts und der notwendigen Mehr-

heiten zu einer Änderung des Grundgesetzes diese 
rechtlichen Rahmenbedingungen mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit auf absehbare Sicht Bestand 
haben werden.

Der Rest der Studie ist dabei wie folgt struk-
turiert: Zunächst fassen wir kurz die Politikziele 
zusammen, zu denen Deutschland sich durch 
 nationales Recht und europäische Vereinba-
rungen im Bereich Wirtschaft/Wohlstand/Nach-
haltigkeit bereits verpfl ichtet hat (Abschnitt 2). 
Danach wird einerseits mit Bezug auf die aktuelle 
Debatte zum Thema erörtert, welche grundsätz-
lichen weiteren Ziele das Stabilitäts- und Wohl-
standsgesetz umfassen sollte (Abschnitt 3). Dar-
auf aufbauend werden in Abschnitt 4 dann 
 konkrete Vorschläge für einen politischen Regu-
lierungsrahmen und ein entsprechendes Berichts-
wesen inklusive einer Reform des Sachverstän-
digenrates gemacht, die diese Politikziele zusam-
menziehen und mögliche Zielkonfl ikte politisch 
konstruktiv diskutierbar machen sollen. Ab-
schnitt 5 diskutiert, wie sich dieser Rahmen von 
der bisherigen Debatte etwa im Sachverstän-
digenrat abhebt und inwieweit unser Vorschlag 
mit einem besonderen Schwerpunkt auf soziale 
Nachhaltigkeit als Grundlage für ein neues öko-
logisch-soziales Projekt dienen könnte.

4 Eine ausführliche Debatte zu der damaligen Gesetzesinitiative fi ndet sich in Stratmann-Mertens et al. (1991).
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Eine wichtige Leitplanke für Deutschlands Wirt-
schaftspolitik sind zweifellos internationale Ver-
pfl ichtungen, die Deutschland eingegangen ist. 
Gerade in den Jahren seit dem Ausbruch der US-
Subprime-Krise 2008 hat Deutschland auf EU-
Ebene eine Reihe neuer Abkommen unterzeich-
net und dabei zugesagt, bestimmte quantitative 
Ziele für wirtschaftspolitische und ökologische 
Variablen anzustreben bzw. einzuhalten. Im Be-
reich der Wirtschaftspolitik sind dabei folgende 
Verträge bzw. europäische Regelungen potenziell 
relevant:
– Das so genannte „Six Pack“ zur stärkeren 

 Koordinierung von Fiskal- und Wirtschaftspoli-
tik in der Euro-Zone: Im Rahmen dieses EU-
Gesetzgebungspaketes verpfl ichtet sich die 
Bundesre gierung unter anderem auf die Ein-
haltung enger fi skalpolitischer Vorgaben, wie 
einem nahezu ausgeglichenen Staatshaushalt 
und dem jährlichen Abbau der Schuldenquote 
um jeweils 1/20 des Wertes, der 60 Prozent des 
BIP übersteigt.  Darüber hinaus enthält das Six 
Pack Regeln zur Vermeidung makroökonomi-
scher Ungleichgewichte. Allerdings gibt es an-
ders als für den Fiskalbereich keine fest defi -
nierten Grenzwerte, deren Verletzung sank-
tionsbehaftet wäre. Statt dessen werden mak-
roökonomische Ungleichgewichte im Rahmen 
eines Score-Board-Ansatzes mit einer Vielzahl 
von Indikatoren bewertet, wobei zwar Grenz-
werte für die einzelnen Indikatoren defi niert 
sind, eine Verletzung des makroöko nomischen 
Gleichgewichts aber nur nach Gesamtbetrach-
tung aller Indikatoren festgestellt werden kann 
und mithin die Verletzung einzelner Indika-
toren ohne Konsequenz bleibt.

– Der Fiskalpakt: Dieser Vertrag schreibt einige 
der Regeln des Six Pack, wie die Einhaltung 
 einer engen Grenze für das so genannte struk-
turelle öffentliche Defi zit von maximal 0,5 
Prozent des BIP oder den zügigen Abbau der 
Schulden über dem Grenzwert von 60 Prozent 
des BIP (die 1/20er Regel) noch einmal in ei-
nem völkerrechtlichen Vertrag fest.5

– Der Euro-Plus-Pakt: Dieser Vertrag soll der Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit dienen. Im 
Rahmen dieses Vertrages sollen alle Mitglieds-
länder jedes Jahr Ziele defi nieren, die sie in den 
kommenden zwölf Monaten umsetzen wollen. 
Neben qualitativen Zielen (etwa der Abschaf-
fung von Lohnindexierung) können dabei 
auch quantitative wirtschaftspolitische Ziele 
festgelegt werden.

– Die Europa 2020-Strategie: Im Rahmen dieser 
Vereinbarung haben sich die EU-Staaten zur 
Einhaltung quantitativer Ziele in den Berei-
chen Beschäftigung, Armutsbekämpfung, Bil-
dung, Förderung von Forschung und Innova-
tion und Klimaschutz verpfl ichtet. Diese Ziele 
werden im Rahmen nationaler Strategien noch 
einmal konkretisiert und verschärft. 

Darüber hinaus gilt für Deutschland weiter der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt, der Budgetdefi -
zite auf drei Prozent des BIP begrenzt. Allerdings 
hat dieses Ziel nach Inkrafttreten des Six Pack 
und des Fiskalpakts kaum noch Relevanz, weil bei 
Einhalten des strukturell annähernd ausgegliche-
nen Staatshaushaltes in der Regel kein tatsäch-
liches Defi zit von mehr als drei Prozent des BIP 
auftreten sollte.

Außerdem hat sich Deutschland den Zielen 
des Kyoto-Protokolls zum Klimaschutz verpfl ich-

2. Wirtschaftspolitische, fi nanzpolitische, ökologische und soziale   
 Zielvorgaben durch EU- und nationales Recht 

5  Zum Verhältnis von Six Pack und Fiskalpakt siehe Dullien (2012).
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tet. In dem Protokoll hatte sich die EU verpfl ich-
tet, die Emission der wichtigsten Treibhausgase 
bis 2012 gegenüber 1990 um acht Prozent zu ver-
ringern; Deutschland hatte eine Reduktion um 
21 Prozent zugesagt. Neue, international verbindli-
che Verpfl ichtungen zur Emissionsreduktion für 
die Zeit nach Ende 2012 sind bisher noch nicht 
vereinbart worden.

Tabelle 1 fasst die in den internationalen 
Vereinbarungen vorgegebenen quantitativen Zie-
le zusammen. Dabei sind nur solche Indikatoren 
erfasst, die eine eindeutige und harte Vorgabe 
enthalten. Die Vorgaben aus dem Euro-Plus-Pakt 
bleiben ausgeklammert, da der Pakt vorsieht, je-
des Jahr neue Ziele aufzustellen, und darüber hi-
naus nur sehr grobe Oberziele defi niert.

Tabelle 1:

Quantitative Ziele der Wirtschaftspolitik laut internationalen Vereinbarungen

Stabilitäts- und 
Wachstumspakt Staatsfi nanzen Staatsdefi zit von weniger als 3 Prozent des BIP

Six Pack Staatsfi nanzen • Strukturell annähernd ausgeglichener Staatshaushalt 
   (defi niert am mittelfristigen Haushaltsziel der einzelnen Länder, i.d.R. 
   nicht mehr als 0,5 Prozent des BIP);
  • bei Ländern mit Staatsschulden von mehr als 60 Prozent: 
   jährlicher Abbau von 1/20 des Anteils, der 60 Prozent übersteigt.

Six Pack Makroökonomisches Score-Board-Ansatz mit folgenden Indikatoren:
 Gleichgewicht • Durchschnittlicher Leistungsbilanzsaldo für die letzten 3 Jahre in Prozent des  
   BIP, mit Schwellenwerten von +6 Prozent des BIP und – 4 Prozent des BIP;
  • Netto-Auslandsvermögensstatus in Prozent des BIP, mit einem Schwellenwert  
   von – 35 Prozent des BIP;
  • prozentuale Veränderung der Exportmarktanteile über 5 Jahre (in Werten),  
   mit einem Schwellenwert von – 6 Prozent des BIP;
  • prozentuale Veränderung der nominalen Lohnstückkosten über 3 Jahre, mit  
   Schwellenwerten von +9 Prozent für Länder des Euro-Gebiets und 
   +12 Prozent für Länder außerhalb des Euro-Gebiets;
  • prozentuale Veränderung der realen effektiven Wechselkurse auf der Grund- 
   lage der HVPI/VPI-Defl atoren über 3 Jahre, im Vergleich zu 35 weiteren
   Industrieländern, mit Schwellenwerten von – /+5 Prozent für Länder des   
   Euro-Gebiets und – /+11 Prozent für Länder außerhalb des Euro-Gebiets;
  • Schulden des privaten Sektors in Prozent des BIP mit einem Schwellenwert  
   von 160 Prozent;
  • Kreditfl uss (Veränderung des Bruttoschuldenstands) des privaten Sektors in  
   Prozent des BIP mit einem Schwellenwert von 15 Prozent;
  • jährliche Veränderung der Immobilienpreise im Vergleich zu einem Eurostat- 
   Defl ator des privaten Verbrauchs, mit einem Schwellenwert von 6 Prozent;
  • Schulden des Sektors Staat in Prozent des BIP mit einem Schwellenwert von  
   60 Prozent; durchschnittliche Arbeitslosenquote für die letzten 3 Jahre, mit  
   einem Schwellenwert von 10 Prozent.

Internationale 
Vereinbarung

Themenfeld EU-Vorgabe Ziele für Deutschland

➟
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Internationale 
Vereinbarung

Themenfeld EU-Vorgabe Ziele für Deutschland

Fiskalpakt Staatsfi nanzen • Strukturell annähernd ausgeglichener Staatshaushalt (defi niert am mittel-
   fristigen Haushaltsziel der einzelnen Länder, i.d.R. nicht mehr als 0,5 Prozent  
   des BIP);
  • bei Ländern mit Staatsschulden von mehr als 60 Prozent: 
   jährlicher Abbau von 1/20 des Anteils, der 60 Prozent übersteigt.

 75 Prozent der 20 bis 64-Jährigen 
sind erwerbstätig.

3 Prozent des EU-BIP werden 
in Forschung und Entwicklung 
investiert.

• Treibhausgasemissionen 
 werden um mindestens 
 20 Prozent des Standes 
 gegenüber 1990 reduziert;
• 20 Prozent der Energie wird 
 aus Erneuerbaren Energien 

geschaffen;
• die Energieeffi zienz ver-
 größert sich um 20 Prozent.

• Rate der Schulabbrecher auf 
unter 10 Prozent reduzieren;

• mindestens 40 Prozent der 
 30- bis 34-Jährigen beenden eine 

akademische Ausbildung.

Europaweit: Mindestens 
20 Millionen Menschen 
weniger leben in Armut bzw. 
sozialer Ausgliederung (oder 
gehören zur Risikogruppe).

Beschäftigung

Forschung und 
Entwicklung (F&E)

Klimawandel

Bildung

Armut/soziale 
Ausgrenzung

Europa 2020 • Ausbau der Erwerbstätigenquote 
(20 - 64 Jahre) auf 77 Prozent;

• Erwerbstätigenquote 
(50 - 64 Jahre) von 60 Prozent;

• Erwerbstätigenquote von Frauen: 
73 Prozent.

• 3 Prozent des deutschen BIP sollen 
in Forschung und Entwicklung 
investiert werden (2/3 privater und 
1/3 öffentlicher Sektor);

• Ausgaben im Bereich Forschung 
und Bildung: 10 Prozent des BIP 
bis 2015.

• Treibhausgasemissionen werden 
um 40 Prozent gegenüber 1990 
gesenkt (bis 2050 um
80 -95 Prozent);

• Erneuerbare Energien sollen 
 18 Prozent des Bruttoendener-
 gieverbrauchs ausmachen 
 (bis 2050: 60 Prozent);
• Primärenergieverbrauch bis 2020 

um 20 Prozent gegenüber 2008 
senken (bis 2050: 50 Prozent).

• Die Schulabgänger ohne einen 
Abschluss der Sekundarstufe II 
sollen auf weniger als 10 Prozent 
reduziert werden;

• Anteil der 30- bis 34-Jährigen mit 
einem tertiären Abschluss soll auf 
42 Prozent gesteigert werden.

Die Anzahl der Langzeitarbeitslosen 
soll um 20 Prozent gegenüber 2008 
reduziert werden.

➟

Quelle: Eigene Darstellung.
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Auch wenn Deutschland durch internationale 
Vereinbarungen einige klar defi nierte quantitati-
ve Verpfl ichtungen eingegangen ist, hat der gel-
tende Rahmen eine Reihe von Problemen. Zum 
einen gibt es durch die unterschiedliche Art der 
den Zielen zu Grunde liegenden Rechtsakte eine 
inhaltlich kaum zu rechtfertigende Hierarchie der 
Ziele. Zum anderen fehlen wichtige Indikatoren, 
so dass ein Einhalten der oben beschriebenen 
quantitativen Ziele durchaus auch mit einer Ver-
schlechterung des tatsächlichen Wohlergehens 
der Bevölkerung oder einer Vernachlässigung von 
Zielen der Nachhaltigkeit vorstellbar ist.

So sind die Schuldenbremse und die Vorga-
ben zur Begrenzung von Staatsverschuldung in-
zwischen im deutschen Grundgesetz verankert 
und über den Fiskalpakt noch einmal mit einem 
internationalen Vertrag festgeschrieben. Die Ziele 
des Six Pack sind normale europäische Gesetzge-
bung, wobei es bei Verletzung der Fiskalziele rela-
tiv einfach möglich ist, Sanktionen zu verhängen, 
bei den anderen Zielen zur makroökonomischen 
Stabilität aber durch den Score-Board-Ansatz eine 
gewisse Beliebigkeit gegeben ist. Die Europa 
2020-Ziele, die derzeit die einzigen umfassenden 
internationalen Verpfl ichtungen Deutschlands 
zum weiteren Klimaschutz beinhalten, sind nicht 
mehr als Absichtsbekundungen der europäischen 
Regierungen, ohne Sanktionsmöglichkeiten.

Diese Hierarchisierung ist nicht nachzuvoll-
ziehen, da eine Verletzung der Nachhaltigkeit etwa 
bei den gesamtwirtschaftlichen Zukunftsinvestitio-
nen ebenso wie bei der ökologischen Nachhaltig-
keit auf den Wohlstand künftiger Generationen 
einen mindestens ebenso großen Einfl uss hat wie 
eine Vernachlässigung der Vorgabe der Schulden-
begrenzung. Wie bei einem Unternehmen dürfen 
auch beim Staat oder bei einer Volkswirtschaft 
nicht alleine die Schulden betrachtet werden, son-

dern es müssen auch die Vermögensgegenstände 
berücksichtigt werden. Ein Fernseh-Hersteller, der 
aus Angst vor Verschuldung zu Beginn des Jahr-
hunderts Investitionen in die Flachbildschirm-
Technologie ausgeschlagen hat, mag zwar einen 
Anstieg der Schulden verhindert haben, er wäre 
jetzt aber auch vom Markt verschwunden. Ein 
Waldbesitzer, der in wirtschaftlich schlechten 
Jahren aus Angst vor Verschuldung lieber alle 
Bäume abholzt und verkauft, statt einen Über-
brückungskredit aufzunehmen, hat am Ende die 
ökologische Grundlage seines Wirtschaftens zer-
stört und nichts an Nachhaltigkeit gewonnen. 

Für die Wirtschaftspolitik bedeutet dies: 
Nachhaltigkeit beim öffentlichen Schuldenstand 
darf weder isoliert noch herausgehoben angepeilt 
oder analysiert werden. Stattdessen muss Nach-
haltigkeit in mehreren Dimensionen betrachtet 
werden. Neben der ökologischen Nachhaltigkeit 
sollten in eine solche Betrachtung auch die sozia-
le Nachhaltigkeit sowie die Nachhaltigkeit der 
Staatstätigkeit in ihrer ganzen Breite eingehen. 
Nachhaltigkeit wäre hier in dem Sinne zu verste-
hen, dass der aktuell eingeschlagene wirtschaftli-
che Entwicklungspfad mit ausreichender Wahr-
scheinlichkeit auf Dauer fortgesetzt werden kann, 
ohne dass es in einer der Dimensionen zu schwe-
ren Krisen käme. Diese Defi nition von Nachhal-
tigkeit erlaubt durchaus, dass z.B. heute mehr von 
natürlichen Ressourcen verbraucht wird, als dies 
für künftige Jahre in alle Ewigkeit möglich wäre. 
Notwendig für die Erfüllung der Nachhaltigkeits-
bedingung wäre hier nur, dass ein realistisches 
Konzept implementiert ist, den Naturverbrauch 
in der Zukunft ausreichend zu reduzieren. Dies 
würde bedeuten, dass die Ressourceneffi zienz 
(also die verbrauchten natürlichen Ressourcen 
pro Euro Wirtschaftsleistung) sich hinreichend 
schneller verbessert, als die Wirtschaft wächst.

3. Was fehlt für echte Nachhaltigkeit, Wohlstand und Stabilität? 
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Die Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit würde 
die ganze Breite des Einfl usses staatlicher Aktivi-
tät mit erfassen. Neben der Verschuldung des öf-
fentlichen Sektors müssten dafür nicht nur der 
öffentliche produktive Kapitalstock wie Straßen, 
Schulen oder Universitäten betrachtet werden, 
sondern auch öffentliche Ausgaben, die entweder 
in der Zukunft Einschränkungen des Wohlstands 
vermeiden und damit künftige Kosten der öffent-
lichen Hand senken (also Ausgaben zum Umwelt-
schutz) oder Wohlstand und damit Einnahmen 
für die öffentliche Hand generieren (also etwa 
Ausgaben für Bildung). Diese Defi nition von zu 
berücksichtigenden Ausgaben ist damit in eini-
gen Bereichen enger gefasst als die traditionell 
gemessene öffentliche Nettoinvestitionsquote, in 
anderen Bereichen weiter: Die traditionelle Netto-
investitionsquote misst den Anteil der nach den 
Standards der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung abgegrenzten Investitionsausgaben am BIP. 
In dieser Investitionsquote sind allerdings einer-
seits Ausgaben enthalten, die keinen ausreichen-
den Zuwachs von Wohlstand und potenziellen 
Staatseinnahmen für die Zukunft generieren, an-
dererseits Ausgaben ausgeschlossen, die künftige 
Verbesserungen der besteuerbaren Wirtschafts-
leistung schaffen. Um dieses Problem zu lösen, 
wäre es zweckmäßig, die traditionelle Kennziffer 
der Nettoinvestitionen um Bildungsausgaben 
und öffentliche Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung zu erweitern, gleichzeitig etwa die Er-
stellung von Prestigebauten wie Spaßbädern oder 
Opern aus dieser Kennziffer herauszurechnen.

Makroökonomische Stabilität ist ebenfalls 
ein wichtiges Element der Nachhaltigkeit, das in 
den internationalen Verpfl ichtungen Deutsch-
lands unterbelichtet ist. Neben der öffentlichen 
Verschuldung ist dabei – wie uns die US-Subprime-
Krise ebenso wie die Euro-Krise in Ländern wie 
Irland und Spanien jüngst schmerzhaft vor Augen 
geführt hat – die private Verschuldung ein wich-
tiger Risikofaktor. Eng verbunden mit der priva-
ten Verschuldung ist die Leistungsbilanz eines 
Landes: Diese zeichnet die Veränderung der Ver-
mögensposition eines Landes gegenüber dem 
Rest der Welt ab. Leistungsbilanzdefi zite bedeu-

ten dabei einen Zuwachs der Nettoauslandsver-
schuldung, Leistungsbilanzüberschüsse einen Zu-
wachs der Nettoauslandsforderungen. Makroöko-
nomische Stabilität ist dabei sowohl gefährdet, 
wenn die Leistungsbilanzposition einen starken 
Anstieg der eigenen Verschuldung anzeigt, als 
auch, wenn hohe Leistungsbilanzüberschüsse 
 darauf hindeuten, dass wichtige Handelspartner 
in nicht-nachhaltige Verschuldungstrends ge-
drückt werden. In beiden Fällen ist mittel- und 
langfristig eine krisenhafte Korrektur nur schwer 
zu verhindern und damit die Defi nition von 
Nachhaltigkeit verletzt. Diese grundsätzliche Leh-
re ist auch im Rahmen des Score-Boards des Six 
Pack aufgenommen worden, aber die Konstruk-
tion des Score-Board als Liste von Warnindikato-
ren und die spezielle asymmetrische Ausgestal-
tung des Leistungsbilanzzieles führen am Ende zu 
einer Untergewichtung dieser Faktoren.

Soziale Nachhaltigkeit ist ein Feld, das eben-
falls sowohl in Deutschlands internationalen Ver-
pfl ichtungen als auch in vielen Diskussionssträn-
gen unterbelichtet ist. Zum einen ist wachsende 
Ungleichheit empirisch mit fallender Lebenszu-
friedenheit verbunden. Zum anderen drohen bei 
extremer oder stark steigender Ungleichheit oder 
Ausgrenzung von größeren Bevölkerungsgruppen 
soziale Unruhen und politischer Extremismus. 

Möglicherweise aber sogar wichtiger ist, dass 
soziale Nachhaltigkeit wichtige Interaktionen mit 
anderen Dimensionen der Nachhaltigkeit auf-
weist: Wie weiter unten in Kapitel 5 ausgeführt, 
kann wachsende Verteilungsungleichheit nicht 
nur die makroökonomische Stabilität gefährden, 
weil sie zu einer anhaltenden Schwäche der ag-
gregierten Nachfrage oder nicht-nachhaltigen 
Verschuldungstrends bei den Privathaushalten 
führen kann, sondern auch die ökologische Nach-
haltigkeit unterminieren, wenn sich materielle 
Konsumwünsche am Lebensstil der Reichsten 
 orientieren. Die Europa 2020-Ziele geben zwar 
Ziele für die Eingrenzung des Armutsrisikos vor, 
soziale Nachhaltigkeit bedeutet aber eine breitere 
Begrenzung wachsender Ausgrenzung und wirt-
schaftlicher Ungleichheit. Dieser Bereich verdient 
deshalb mehr Beachtung.
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Um die wirtschaftspolitische Debatte von einer 
einseitigen Ausrichtung auf Schuldenbegrenzung 
zu verbreitern und der Politik Anreize zu geben, 
einem breiteren Verständnis von Wohlstand und 
Nachhaltigkeit zu folgen, muss allerdings mehr 
getan werden, als nur neue Indikatoren zu erfas-
sen und über die Defi nition von Wohlstand, 
Nachhaltigkeit und Investitionen zu reden. Viel-
mehr muss die Zielsetzung im normalen Ablauf 
der Arbeit von Bundes- und Landesregierungen 
sowie von Bundestag und Landtagen verankert 
werden. Dafür ist ein neuer Regulierungsrahmen 
zu schaffen.

4.1 Ziele des neuen Regulierungsrahmens

Dieser Rahmen sollte die folgenden Ziele haben:
– Er sollte grundsätzliche, langfristige, wirtschafts-

politische Ziele für die öffentliche Hand in 
Deutschland defi nieren.

– Er sollte die wirtschaftspolitische Debatte so 
verbreitern, dass die einseitige Fixierung auf 
Budget-Defi zite und öffentlichen Schulden-
stand aufgelöst wird und eine breitere Vision 
von Nachhaltigkeit und Wohlstand verfolgt 
wird.

– Er sollte der Bundes- und den Landesregierun-
gen erleichtern, strategische Wirtschaftspolitik 
mit dem Ziel der nachhaltigen Wohlstands-
steigerung zu defi nieren und umzusetzen.

– Er sollte die Bundesregierung (und soweit rele-
vant die Länderregierungen) zwingen, Stellung 
zu den möglichen Zielkonfl ikten zu nehmen 
und transparent zu machen, welche Ziele sie 
priorisiert bzw. wie sie Zielkonfl ikte aufzulösen 
gedenkt.

– Er sollte die öffentliche Debatte dieser Ziele, 
 ihrer Erfüllung und möglicher Zielkonfl ikte er-
möglichen und fördern.

In einem gewissen Sinn hat für Fragen des makro-
ökonomischen Gleichgewichts die Gesetzgebung 
des „Gesetzes zur Förderung der Stabilität und  
des Wachstums der Wirtschaft (StabG)“ im Jahre 
1967 (umgangssprachlich auch Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz) sowie die Einsetzung des Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Lage (SVR) 1963 dazu beigetra-
gen, die Qualität der wirtschaftspolitischen 
 Debatte zu verbessern und die Regierung zur 
 Erfüllung dieser Ziele anzuhalten.

Wie oben ausgeführt, hat sich allerdings das 
Verständnis von Wohlstand und Nachhaltigkeit 
seit den 1960er Jahren gewandelt. Während das 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967 die 
vier Ziele Stabilität des Preisniveaus, hoher Be-
schäftigungsstand und außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem 
Wirtschaftswachstum für Bund und Länder de-
fi nierte, ist heute weitgehend Konsens, dass die 
Erfüllung dieser Ziele alleine nicht hinreichende 
Bedingungen für eine nachhaltige Verbesserung 
von Lebensqualität und Wohlstand sind.

Der grundsätzliche Ansatz, der öffentlichen 
Hand wirtschaftspolitische Ziele vorzugeben und 
über eine gesetzlich festgelegte Berichtsstruktur 
die Regierung zur öffentlichen Stellungnahme zu 
zwingen, hat sich allerdings bewährt. Sowohl das 
jährliche Gutachten des SVR als auch der im 
StabG vorgeschriebene, jeweils im Januar veröf-
fentlichte Jahreswirtschaftsbericht der Regierung 
fi nden regelmäßig große Aufmerksamkeit bei den 
Medien. Beide Veröffentlichungstermine bieten 
Opposition, Interessensgruppen und Medien die 

4. Ein neuer Regulierungsrahmen für Nachhaltigkeit, Wohlstand 
 und Stabilität 
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Möglichkeit, die Regierungspolitik zu hinterfra-
gen und zu kritisieren.

Um einen solchen Rahmen auch für breitere 
Wohlstands- und Nachhaltigkeitsziele funktions-
fähig zu machen, müssen vier Aspekte angegan-
gen werden:
(1) Die wirtschaftspolitischen Oberziele müssen 
qualitativ defi niert werden.
(2) Diese Oberziele müssen in quantitativ mess-
baren Indikatoren konkretisiert werden, um eine 
einfache Überprüfung der Zielerfüllung der Re-
gierung zu ermöglichen.
(3) Es müssen Institutionen und Verfahren ge-
schaffen werden, damit die Oberziele in die stra-
tegische Politikgestaltung der Bundesregierung 
einfl ießen.
(4) Sowohl die Konkretisierung der Oberziele in 
quantitativ messbare Indikatoren als auch die 
Zielerfüllung sollte einer regelmäßigen, unabhän-
gigen Begutachtung unterliegen.

4.2 Ein neues magisches Viereck für das   
 21. Jahrhundert

Für den ersten Aspekt, die Defi nition wirtschafts-
politischer Oberziele, schlagen wir dabei vor, das 
alte magische Viereck des StabG von 1967 durch 
ein neues magisches Viereck für das 21. Jahrhun-
dert zu ersetzen. Dabei erscheinen uns folgende 
vier gleichberechtigte Oberziele für die Wirt-
schaftspolitik als sinnvoll:
– Materieller Wohlstand: Angestrebt wird ein 

angemessenes Wirtschaftswachstum ohne die 
Gefährdung der gesamtwirtschaftlichen Stabi-
lität.

– Ökologische Nachhaltigkeit: Wirtschaftspoli-
tik muss die Erfüllung der anderen Ziele in 
 einer Art gewährleisten, die unsere natürlichen 
Lebensgrundlagen auch in der langen Frist 
nicht gefährdet.

– Soziale Nachhaltigkeit: Wirtschaftspolitik muss 
so gestaltet sein, dass soziale Spannungen, ein-
schließlich inakzeptabler sozialer Ungleichheit 
vermieden werden.

– Zukunftsfähigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfi nanzen: Der Staat darf zur Erreichung 
anderer Ziele weder seine langfristige Solvenz 
gefährden, noch den öffentlichen Kapitalstock 
auf Kosten künftiger Generationen verfallen 
lassen.

Für den zweiten Aspekt, die Abbildung der Ober-
ziele in messbare Einzelindikatoren, schlagen wir 
vor, eine begrenzte Zahl von Einzelindikatoren 
auszuwählen. Diese Indikatoren müssen dabei a) 
objektiv messbar sein, sie sollten b) mit ausrei-
chender Genauigkeit zu erfassen sein und c) re-
gelmäßig und zeitnah erfasst und veröffentlicht 
werden. Um zu gewährleisten, dass die Erfüllung 
dieser Indikatoren die ausreichende mediale Auf-
merksamkeit erhält, sollten nicht mehr als maxi-
mal zehn bis zwölf Einzelindikatoren ausgewählt 
werden.6 Diese Indikatoren sollten stellvertretend 
für die Erreichung der Oberziele stehen. Um zu 
verhindern, dass die Bundesregierung zwar die 
enge Erfüllung der Einzelindikatoren durch ihre 
Politikmaßnahmen fördert, dabei aber das breite 
Oberziel aus dem Auge verliert, sollte die Auswahl 
und Relevanz der Einzelindikatoren regelmäßig 
von unabhängiger Seite überprüft und ggf. ange-
passt werden. Weiter unten wird ein erster Vor-
schlag für eine mögliche Auswahl der relevanten 
Einzelindikatoren gemacht.

6 Ein Negativbeispiel für die Überfrachtung von öffentlichem Berichtswesen durch eine übermäßige Zahl von Indikatoren stellt die bishe-
rige Berichterstattung zur nachhaltigen Entwicklung in Deutschland dar. Obwohl diese Berichterstattung international hoch angesehen 
ist (vgl. Tiemann/Wagner 2012), wird sie in den Medien nicht herausgehoben defi niert. Ein Grund dürfte sein, dass der Bericht mit 
38 Einzelindikatoren in 21 Handlungsbereichen zumindest in den Indikatoren eine klare Botschaft vermissen lässt.



15

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Abbildung 1:

Das alte magische Viereck und das magische Viereck für das 21. Jahrhundert

a) Das alte magische Viereck

Hoher 
Beschäftigungsstand

Angemessenes und 
stetiges Wirtschafts-

wachstum

Stabiles Preisniveau
Außenwirtschaftliches 

Gleichgewicht

b) Das neue magische Viereck

Materieller Wohlstand 
und ökonomische 

Nachhaltigkeit

Zukunftsfähigkeit der 
Staatstätigkeit und der 

Staatsfi nanzen

Ökologische 
Nachhaltigkeit

Soziale Nachhaltigkeit

Um eine Kohärenz zwischen dem nationalen 
 Politikrahmen und internationalen Verpfl ichtun-
gen zu schaffen, sollten – soweit möglich und 
sinnvoll – als Einzelindikatoren solche Größen 
gewählt werden, zu deren Erreichung sich die 
Bundesregierung gegenüber den europäischen 
Partnern verpfl ichtet hat. So bieten sich auf dem 
Gebiet der nachhaltigen Finanzpolitik das Staats-
defi zit und die Entwicklung der Staatsverschul-
dung an, wie diese im Fiskalpakt defi niert sind. 
Im Bereich der ökologischen Nachhaltigkeit böte 
sich die Emission von Treibhausgasen an, wie sie 
in der Europa-2020-Strategie zugesagt wurde.

Für Einzelindikatoren, die nicht im europä-
ischen Rahmen vorgegeben sind, müsste die Re-
gierung eigene Zielwerte festlegen. Gleiches gilt, 
wenn die Regierung aus nationaler Sicht eine 
Übererfüllung der europäischen Ziele, etwa beim 
Klimaschutz, anstrebt. Hier würde sich anbieten, 
jede neu gewählte Regierung zu verpfl ichten, eine 
Erklärung abzugeben, welchen Zielpfad sie für 
die einzelnen Indikatoren für die kommenden 
zehn Jahre anstrebt. Dies würde zum einen Trans-
parenz schaffen in der wirtschaftspolitischen Pri-
oritätensetzung der jeweiligen Regierung, zum 
anderen aber auch die Möglichkeit schaffen, die 

Quelle: Eigene Darstellung.
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Regierung in den folgenden Jahren an ihren eige-
nen Vorgaben zu messen bzw. die Prioritäten der 
Regierung zu kritisieren.

4.3 Reform des Sachverständigenrates

Um eine regelmäßige Überprüfung der Erfolge 
der Bundesregierung bei der Steigerung von nach-
haltigem Wohlstand zu ermöglichen, sollte auf 
die bisherigen Institutionen des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung aufgebaut werden und diese 
Struktur erweitert werden. Grundsätzlich gibt es 
zwei Möglichkeiten dazu: Zum einen könnte der 
bestehende Sachverständigenrat erweitert wer-
den. Zum anderen könnte ein zweiter Rat ge-
schaffen werden, der sich mit Fragen jenseits der 
Fachkompetenz des bestehenden Sachverständi-
genrates beschäftigt.

Eine Erweiterung des bestehenden Sachver-
ständigenrates mit Experten für Umweltfragen 
bringt potenziell Probleme mit sich: Da es übli-
cherweise wenig Schnittmenge zwischen tradi-
tioneller makroökonomischer Analyse und For-
schung zur ökologischen Nachhaltigkeit gibt,7 

besteht die Gefahr, dass die Ökologie-Experten 
marginalisiert werden. Diese Gefahr ist weniger 
gegeben bei der gemeinsamen Analyse von so-
zialen Fragen und dem makroökonomischen 
Gleichgewicht, weil es doch eine ganze Reihe von 
Experten gibt, die in ihrer Forschung makroöko-
nomische und Verteilungsfragen verbinden.

Uns erscheint deshalb die Schaffung eines 
zweiten Sachverständigenrates8 sinnvoll, der sich 
vor allem mit der ökologischen Nachhaltigkeit 
beschäftigt.9 Der bestehende Sachverständigen-

rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung könnte weiterhin die makroökono-
mische Entwicklung beurteilen, müsste aller-
dings in Zukunft auch stärker Fragen der sozialen 
Nachhaltigkeit und der Nachhaltigkeit der 
Staatsfi  nanzen mit berücksichtigen.10

Die beiden Sachverständigenräte würden 
 jeweils für ihren Bereich im Herbst ein Jahres-
gutachten vorlegen, in dem sie den Grad der 
 Erreichung der Oberziele analysieren, Gefahren 
für das Einhalten des mittelfristigen Zielpfads der 
Einzelindikatoren aufzeigen und beurteilen, in-
wieweit sich bei der Auswahl der Einzelindikato-
ren Revisionsbedarf ergibt. Darüber hinaus könn-
ten die beiden Sachverständigenräte angehalten 
werden, eine gemeinsame Kurzanalyse vorzustel-
len, die zu Zielkonfl ikten zwischen gesamtwirt-
schaftlichen Zielen und ökologischer Nachhaltig-
keit Stellung nimmt. 

4.4 Vom Jahreswirtschafts- zum 
 Jahreswohlstandsbericht

Neben einem Umbau der Beratungsstruktur 
 müsste auch auf der Regierungsseite das bisherige 
Vorgehen an die reformierten wirtschaftspoli-
tischen Zielvorgaben angepasst werden. Der bis-
herige Jahreswirtschaftsbericht könnte in einen 
breiter aufgestellten „Jahreswohlstandsbericht“ 
umgewandelt werden. In diesem Bericht wäre die 
Bundesregierung künftig verpfl ichtet, zu Beginn 
 jeden Jahres die eigenen Projektionen für die Ent-
wicklung bei den vier Oberzielen und den Einzel-
indikatoren der Wirtschaftspolitik darzustellen. 
In diesem Bericht sollten auch Abweichungen 
von den mittelfristigen Zielpfaden für die Einzel-

  7 So auch die Selbsteinschätzung des SVR und seines französischen Pendant, dem Conseil d’Analyse Economique (CAE/SVR 2010: 27, 29, 
134).

  8 Natürlich gibt es neben dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung noch andere Sachverstän-
digenräte. Wenn in diesem Text vom „Sachverständigenrat“ die Rede ist, ist der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung gemeint. Die Bezeichnung „zweiter Sachverständigenrat“ bezieht sich dabei auf die beiden Sachverständigen-
räte, die unter den Vorschlag des neuen Regulierungsrahmens fallen.

  9 Siehe für einen ähnlichen Vorschlag auch Tiemann/Wagner (2012).
10 Tatsächlich ist der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung schon heute verpfl ichtet, in seine 

Untersuchung „die Bildung und die Verteilung von Einkommen und Vermögen“ einzubeziehen (vgl. § 2 des Gesetzes über die Bildung 
eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung). Dass dieser Aspekt in den vergangenen Jahren 
eher unterbelichtet blieb, hängt möglicherweise mit der Auswahl der Mitglieder des SVR zusammen. Künftige Regierungen müssten 
deshalb darauf achten, auch Experten in Verteilungsfragen in den SVR zu berufen.
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indikatoren erläutert werden und aufgeführt wer-
den, wie Zielabweichungen korrigiert werden sol-
len. Dieser Bericht würde auch die Brücke schla-
gen zwischen den im europäischen Rahmen vor-
zulegenden nationalen Reformprogrammen und 
den national angepeilten, breiteren wirtschafts-
politischen Zielen. Wie derzeit mit dem Jahres-
wirtschaftsbericht sollte die Regierung mit dem 
Jahreswohlstandsbericht auch zu den Gutachten 
des Doppel-Sachverständigenrates Stellung neh-
men müssen. Damit würde der Jahreswohlstands-
bericht all jene Elemente enthalten, die heute 
schon im Jahreswirtschaftsbericht zu fi nden sind, 
diese würden allerdings zudem noch Fragen der 
Nachhaltigkeit in verschiedenen Dimensionen 
enthalten.

Da sich gegenüber dem Jahreswirtschafts-
bericht die Zahl der beteiligten Politikfelder für 
einen Jahreswohlstandsbericht vergrößert und 
zudem mit der Übertragung von immer mehr 
ökonomisch, ökologisch und sozial relevanten 
Entscheidungskompetenzen auf andere Ministe-
rien der Bericht zunehmend eine Querschnitts-
aufgabe ist, sollte die Kompetenz für diesen Be-
richt auch statt bisher beim Wirtschaftsministeri-
um künftig besser im Kanzleramt angesiedelt 
sein. Damit läge auch die operative Verantwor-
tung für die Koordination mit den Sachverständi-
genräten künftig beim Kanzleramt. Diese Verlage-
rung von Kompetenzen würde auch klar machen, 
dass die nachhaltige Steigerung der Lebensquali-
tät (und damit die Vereinbarung von Wirtschafts-
wachstum und Nachhaltigkeit) in Deutschland 
Kernaufgabe künftiger Politik ist. Lokal sollten bei-
de Sachverständigenrate wie bereits heute der SVR 
beim Statistikamt Destatis angesiedelt bleiben.

4.5 Verknüpfung mit der europäischen   
 Ebene

Angesichts der zunehmenden Bedeutung der eu-
ropäischen Ebene in der wirtschaftspolitischen 
Koordination, die mit der Diskussion um eine 
„politische Union“ und eine „Bankenunion“ 
noch zunehmen dürfte, ist es wichtig, den natio-
nalen Rahmen der Wirtschaftspolitik an die euro-
päische Ebene anzubinden und eine Rückkop-

pelung sowohl von nationalen Erfahrungen an 
die europäische Ebene als auch von europäischer 
Ebene auf deutsche Ebene zu gewährleisten. Da-
bei geht es nicht nur darum, Ziele aus verbindli-
cher europäischer Gesetzgebung wie dem Fiskal-
pakt oder dem Six Pack auf die nationale Ebene 
zu übernehmen. Vielmehr wäre es auch wichtig, 
die Ziele aus der sogenannten „offenen Methode 
der Koordinierung“, zu der etwa die Europa-2020-
Strategie zählt, in den nationalen Rahmen ein-
fl ießen zu lassen.

Das hier vorgestellte Konzept würde diesen 
Voraussetzungen insofern Rechnung tragen, als 
Ziele, die auf europäischer Ebene zugesagt oder 
vorgeschrieben sind, direkt als Ziele in den neuen 
nationalen wirtschaftspolitischen Rahmen ein-
fl ießen könnten. Auch die Zuordnung des neuen 
Berichtswesens, der Zieldefi nition für Einzelin-
dikatoren und der Sachverständigenräte an das 
Kanzleramt, würde der tatsächlichen Entschei-
dungsstruktur in Europa Rechnung tragen: In den 
vergangenen Jahren seit Ausbruch der Euro-Krise 
haben intergouvernementales Handeln und in-
tergouvernementale Koordination zwischen den 
EU-Staaten eine noch größere Rolle als zuvor be-
kommen. Das Kanzleramt ist hier wesentlich 
 besser positioniert, die nationalen wirtschafts-
politischen Zielpfade mit den europäischen Ent-
scheidungen zu koordinieren. 

Zudem könnten die Erfahrungen, die in 
Deutschland mit diesem Ansatz und der Nutzung 
weiterer Indikatoren zur Nachhaltigkeit gemacht 
werden, in die Konzeption und den Aufbau ähnli-
cher Strukturen in den Partnerländern beitragen. 

4.6 Auswahl der Einzelindikatoren

Eine zentrale Frage ist, welche Einzelindikatoren 
zunächst für die Konkretisierung der Oberziele 
benutzt werden sollen. In der ökonomischen Li-
teratur ist es unter dem Begriff „Goodhart’s Law“ 
eine wohl bekannte Erkenntnis, dass die Defi ni-
tion eines zu engen Indikators für ein breites 
Oberziel dazu führen kann, dass die Politik sich 
zwar (möglicherweise sogar erfolgreich) bemüht, 
bei diesem Indikator gute Ergebnisse zu erzielen, 
trotzdem aber das Oberziel verfehlt. Ein plasti-
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sches Beispiel hierzu gibt es bei der Bewertung der 
Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit der Staats-
fi nanzen: Bewertet man eine Regierung lediglich 
an den Indikatoren aus Schuldenbremse und 
 Fiskalpakt wie Staatsdefi zit und Schuldenstand, 
würde eine Politik als zukunftsfähig gelten, die 
sowohl den öffentlichen Kapitalstock verfallen 
lässt als auch die Bildungsausgaben senkt, wenn 
nur die Defi zitziele eingehalten werden. Tatsäch-
lich sind aber für die Zukunftsfähigkeit der Staats-
fi nanzen die öffentliche Investitionstätigkeit und 
die Ausgaben für Bildung mindestens so wichtig 
wie die Begrenzung der Budgetdefi zite.11 Deshalb 
ist es wichtig, die Einzelindikatoren so zu defi nie-
ren, dass eine Einhaltung der Einzelindikatoren 
bei gleichzeitiger Verletzung des Oberziels mög-
lichst unwahrscheinlich gemacht wird.

Zu der Auswahl wichtiger Einzelindikatoren 
zur breiten Wohlstandsmessung gibt es zahl -
reiche Vorarbeiten, wie den vom damaligen 
 französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy in 
Auftrag gegebene Report der „Commission on 
the Measure ment of Economic Performance and 
Social Progress“ (Stiglitz-Sen-Fitoussi Commissi-
on, SSFC) oder die darauf aufbauende Expertise 
des deutschen Sachverständigenrats zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(SVR) und des französischen Conseil d’Analyse 
Economique (CAE) im Auftrag des deutsch-fran-
zösischen Ministerrats (CAE/SVR 2010). Der Zwi-
schenbericht der Projektgruppe 2 der Enquete-
Kommission präsentiert neben diesen Indikato-
ren auch die Vorschläge einer Reihe privater 
Think-Tanks (vgl. Enquete-Kommission 2012a).

Die im Folgenden vorgeschlagenen Einzel-
indikatoren entsprechen in weiten Teilen den 
Vorschlägen des deutschen und des französischen 
Sachverständigenrates. Die Konzentration auf 
eine kleinere Zahl und die Zuordnung zu den vier 
Oberzielen soll aber der Kritik in dem von der 
Enquete-Kommission in Auftrag gegebenen Kurz-
gutachten zu den „Anforderungen an einen 
 ganzheitlichen Wohlstands- bzw. Fortschrittsin-
dikator oder einen Indikatorensatz im Hinblick 

auf seine mediale Kommunizierbarkeit“ entge-
genwirken, welche dem Indikatorenbündel nach 
CAE/SVR-Vorschlag im Vergleich zum Nationa-
len Wohlfahrtsindex, der eine Fülle von Einzel-
indikatoren zu einem einzigen Index verdichtet 
(vgl. Diefenbacher/Zieschank 2011), eine eher 
schlechte journalistische Vermittelbarkeit attes-
tiert. Die Entscheidung am Ende für eine Reihe 
von Einzelindikatoren unter vier Oberzielen ba-
siert auf der Erkenntnis von CAE/SVR, dass eine 
zu starke Aggregation von Einzelindikatoren zu 
einem einzigen oder wenigen Schlüsselindika-
toren höchst problematisch ist: „Das Leben ist zu 
komplex und die Anforderungen an statistische 
Ausweise sind zu verschieden, um die Zusam-
menfassung des erreichten Zustands in einem 
einzigen umfassenden Indikator sinnvoll zu er-
möglichen. Obwohl ein solcher Indikator das 
Prinzip der Wirtschaftlichkeit betonen würde 
und leicht zu kommunizieren wäre, würde er 
kaum den Informationserfordernissen moderner 
demokratischer Gesellschaften gerecht“ (CAE/
SVR 2010: III).

Unterschiede in der Gewichtung gegenüber 
anderen Studien werden sowohl bei den einzel-
nen Indikatoren als auch im nächsten Kapitel 
 diskutiert. Bewusst ausgeklammert wurden von 
uns Indikatoren zur demokratischen Teilhabe, 
die sich eher auf Beteiligung im demokratischen 
Prozess etwa auf lokaler Ebene beziehen, da dieser 
Bereich zum einen schwer quantitativ messbar 
ist, zum anderen relativ wenig mit Wirtschafts-
politik zu tun hat.

Angesichts der Einbindung Deutschlands in 
europäische Verpfl ichtungen und den europä-
ischen Regulierungsrahmen ist es zudem wichtig, 
dass zentrale Verpfl ichtungen gegenüber den 
Partnern auch in dem nationalen Rahmen refl ek-
tiert werden. Angesichts der Vielzahl der europä-
ischen Verpfl ichtungen und der (aus Gründen 
der Kommunikationsfähigkeit hergeleiteten) An-
forderung eines möglichst kompakten und be-
grenzten nationalen Regulierungsrahmen, sollten 
allerdings nicht alle quantitativen Indikatoren 

11 Schließlich sind die gesamtwirtschaftlichen Renditen sowohl für Bildungsausgaben als auch für eine Vielzahl von öffentlichen Investi-
ionen um ein Vielfaches höher als die auf Staatsanleihen üblicherweise zu zahlenden Zinsen.
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aus den internationalen Verträgen und EU-Vor-
schriften in den nationalen Rahmen übernom-
men werden.

Für die Fragestellung, welche quantitativen 
Indikatoren aus den in Abschnitt 2 diskutierten 
Verpfl ichtungen in ein mittel- und langfristiges 
Rahmenwerk wie hier diskutiert einfl ießen soll-
ten, stellt man fest, dass einige Verpfl ichtungen 
wenig geeignet sind: So ist das Score-Board in der 
Überwachung makroökonomischer Ungleichge-
wichte aus dem EU-Six-Pack eine Summierung 
einer Vielzahl von Indikatoren, die wie oben be-
schrieben nicht als reine Zielindikatoren be-
trachtet werden, sondern in der Summe quali-
tativ beurteilt werden. Diese Indikatoren in der 
Zusammensetzung des Score-Boards eignen sich 
damit nicht gut als klare wirtschaftspolitische 
Zielgrößen. Auch der Euro-Plus-Pakt erscheint 
bei näherer Betrachtung wenig sinnvoll für eine 
solche Anwendung: Zum einen sind die Ziele 
qualitativer, nicht quantitativer Natur. Zudem 
zeigt sich bei genauerer Betrachtung der Euro-
Plus-Strategien 2011 und 2012, dass die Bundes-

regierung üblicherweise einfach ihre inländi-
schen Politikziele als Maßnahmen zur Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit deklariert und 
als zu erfüllende Ziele für die kommenden Mo-
nate angibt.12

In Anlehnung an den Vorschlag des deut-
schen und des französischen SVR und unter Be-
rücksichtigung der Diskussion in Abschnitt 3 
oben schlagen wir folgende Kombination von 
Einzelindikatoren im Bereich der vier Oberziele 
vor. 

Materieller Wohlstand und ökonomische 
Nachhaltigkeit

Im Bereich materieller Wohlstand und ökonomi-
sche Nachhaltigkeit spielt das BIP weiter eine 
wichtige Rolle, weil es die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit und Produktivität einer Gesell-
schaft indirekt widerspiegelt. Allerdings sollte in 
Zukunft ein stärkeres Bewusstsein dafür geweckt 
werden, dass Produktivitätsfortschritte, gemes-
sen als BIP pro Arbeitsstunde, auf verschiedene 

12 So führt die Bundesregierung die von ihr für 2013 und 2014 geplante Senkung der Einkommensteuer ebenso als geplante Maßnahme 
zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit an wie die sich aus den höheren Einnahmen der Rentenversicherung voraussichtlich erge-
bene Senkung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2012).

Tabelle 2:

Einzelindikatoren im Bereich der vier Oberziele  

Oberziele
Materieller Wohlstand 

und ökonomische 
Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit der 
Staatstätigkeit und 
der Staatsfi nanzen

Soziale 
Nachhaltigkeit

Ökologische 
Nachhaltigkeit

Einzelindikatoren

• BIP (pro Kopf und pro 
   Arbeitsstunde)

• Beschäftigungsquote 
   (auch nach Geschlechtern 
   und Altersgruppen)

• private und staatliche 
   Konsumausgaben 

• Leistungsbilanzsaldo 
   +/– 3 %

• Defi zitziele 

• 1/20-Regel

• (bereinigte) 
   Nettoinvestitionen des 
   Staates

• Armutsrisikoquote 
  (60 % des Medianein-
   kommens)

• Einkommensquintil-
   verhältnis S80/S20

• Schulabgänger ohne 
   Sek-II-Abschluss

•  Ziele für Treibhausgas-
    emissionen

Hellgrau: Vorgaben aus internationalen Verpfl ichtungen.

Quelle: Eigene Darstellung.
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Weise den Wohlstand erhöhen können, nämlich 
entweder durch eine höhere Gesamtproduktion 
und höhere Einkommen oder durch mehr Frei-
zeit. In letzterem Fall stiege das BIP pro Arbeits-
stunde stärker als das BIP pro Kopf. Unter sonst 
gleichen Bedingungen ergäbe sich hieraus ein 
Wohlstandsgewinn.

Neben dem BIP ist die Beschäftigungsquote 
ein wichtiger Indikator für materiellen Wohl-
stand und seine Verteilung. Deutschland hat sich 
zum Ziel gesetzt, bis 2020 die Erwerbstätigen-
quote der Bevölkerung zwischen 20 und 64 Jah-
ren auf 77 Prozent zu erhöhen, diejenige der 
50- bis 64-Jährigen auf 60 Prozent und die Er-
werbstätigenquote von Frauen auf 73 Prozent.

Das Ziel eines hohen BIP und eines hohen 
Beschäftigungsvolumens steht im Konfl ikt mit 
dem Ziel des Umweltschutzes, wenn eine Ent-
kopplung von Produktion und Ressourcenver-
brauch nicht hinreichend schnell gelingt. Auch 
aus diesem Grund spricht einiges dafür, das 
 Thema der allgemeinen Arbeitszeitverkürzung 
wieder auf die politische Tagesordnung zu setzen. 
So könnten eine höhere Erwerbsbeteiligung und 
eine verbesserte Geschlechtergerechtigkeit auf 
dem Arbeitsmarkt auch unter Einhaltung der 
Treibhausgasziele erreicht werden. Zumindest 
müsste jede Regierung explizit eine Strategie ent-
wickeln, wie mit den beschriebenen Zielkonfl ik-
ten umzugehen ist.

Die privaten und staatlichen Konsumausga-
ben sollten zusätzlich in den Indikatorenkatalog 
aufgenommen werden. Denn der materielle 
Wohlstand der Privathaushalte hängt weniger 
von der Produktion (BIP) als von ihren Einkom-
men und damit Konsummöglichkeiten ab (vgl. 
SSFC). Die Bereitstellung öffentlicher Güter über 
den öffentlichen Konsum spielt zudem eine 
 wichtige verteilungspolitische Rolle. Gerade in 
Deutschland hat sich im letzten Jahrzehnt die ge-
samtwirtschaftliche Produktion von der Entwick-
lung des öffentlichen und privaten Konsums ent-
koppelt, was auch zu dem Gefühl der breiten 
 Bevölkerung beigetragen haben dürfte, die Ent-

wicklung des Wirtschaftswachstums habe sich 
von der Entwicklung individuell wahrgenomme-
nen Wohlstands entkoppelt. So ist allgemein an-
erkannt, dass Deutschland einen großen Nach-
holbedarf bei gesellschaftsnahen Dienstleistun-
gen wie insbesondere in den Bereichen Gesund-
heit, Pfl ege, Erziehung und Bildung hat. Künftige 
Regierungen müssten diesen Bedarf quantifi zie-
ren und darlegen, wie er fi nanziert werden soll.

Eine ähnliche Überlegung steht hinter dem 
symmetrischen Leistungsbilanzziel (+/- 3 Prozent), 
das die Vorgabe des außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts aus dem alten Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz konkretisiert und über die 
asymmetrische Handhabung im Score-Board aus 
dem EU-Six-Pack hinausgeht. Mit der Vorgabe 
 eines symmetrischen Korridors für den Leistungs-
bilanzsaldo ergibt sich politischer Handelsbedarf 
ebenso in Folge einer exzessiven Kreditexpansion 
im privaten Sektor, die früher oder später zu ei-
nem Verlust an Wettbewerbsfähigkeit und damit 
wachsenden Leistungsbilanzdefi ziten führt, wie 
bei einer anhaltenden Schwäche der Binnen-
nachfrage, die mit hohen Leistungsbilanzüber-
schüssen einhergeht. Zudem sind einigermaßen 
ausgeglichene Leistungsbilanzen notwendige Vo-
raussetzungen für eine Nachhaltigkeit des vor-
herrschenden Wirtschaftsmodells: Wie derzeit in 
der Euro-Krise deutlich zu sehen, bringen über-
mäßige Leistungsbilanzungleichgewichte die Ge-
fahr von Schuldenkrisen mit sich, die den bis-
lang erreichten Wohlstand gefährden.13

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfi nanzen

Die Indikatoren für die Nachhaltigkeit der Staats-
fi nanzen leiten sich zum einen aus den Vorgaben 
der Schuldenbremse des Grundgesetzes und der 
Verpfl ichtungen auf europäischer Ebene (Stabili-
täts- und Wachstumspakt, Fiskalpakt) ab.

Als zusätzlichen Indikator für die Nachhal-
tigkeit der Staatstätigkeit empfehlen wir, die 
 Nettoinvestitionen des Staates aufzunehmen. Zu 

13 Siehe für eine Diskussion über Leistungsbilanzziele als zusammenfassendes Instrument zur Vermeidung makroökonomischer Risiken 
Dullien/Schwarzer (2009) oder Horn et al. (2010).
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geringe Nettoinvestitionen gefährden auf Dauer 
die Funktionsfähigkeit des Staates und dessen 
Beitrag zum gesellschaftlichen Wohlstand. Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung sowie die 
tertiäre Bildung, die nach heutiger Abgrenzung 
dem staatlichen Konsum zugeschlagen werden, 
sollten in diesem Zusammenhang ggf. als Teil der 
Investitionen begriffen werden.14 Mit Hilfe von 
detaillierten Bedarfsstudien ließen sich geeignete 
Zielpfade für eine Erhöhung der öffentlichen 
 Investitionen festlegen. Außerdem wären die 
Zielvorgaben im Bereich der (bereinigten) Netto-
investitionen mit den weiterhin als konsumtiv 
eingestuften Staatsausgaben wie den sozialen 
Dienstleistungen, die im Oberziel „Materieller 
Wohlstand und ökonomische Nachhaltigkeit“ 
berücksichtigt sind, rückzukoppeln.

Auf die Aufnahme der so genannten Nach-
haltigkeitslücke in das Indikatorbündel haben 
wir bewusst verzichtet, weil sich diese Größe zwar 
perfekt zur medialen Panikmache eignet, aus ana-
lytischer Sicht aber höchst problematisch ist.15

Soziale Nachhaltigkeit

Im Bereich der sozialen Nachhaltigkeit stehen zu-
nächst zwei Verteilungsindikatoren vor: die Ar-
mutsrisikoquote, defi niert als der Anteil der Per-
sonen, deren bedarfsgewichtetes verfügbares Ein-
kommen weniger als 60 Prozent des Medians 
 beträgt, und – wie international üblich – das Ver-
hältnis zwischen den äquivalenzgewichteten, 
verfügbaren Haushaltseinkommen des obersten 
und des untersten Quintils.

Es ist Aufgabe der jeweiligen Regierung, Maß-
nahmen zur Verbesserung der Verteilungssitua-
tion (Mindestlohnpolitik zur Verringerung der 
Lohnspreizung, Quotenregelungen im Bereich 
der Geschlechtergerechtigkeit, steuerpolitische 

Maßnahmen etc.) mit anderen wichtigen Zielen 
der Wirtschaftspolitik (etwa die Erhöhung der 
 Beschäftigung oder der Steuereinnahmen) in Ver-
bindung zu bringen und etwaige Komplemen-
taritäten und Zielkonfl ikte offen zu benennen.

Im Rahmen der Europa 2020-Strategie hat 
sich Deutschland außerdem auf das Ziel ver-
pfl ichtet, die Rate der Schulabbrecher auf unter 
zehn Prozent zu reduzieren.

Indikatoren, die den Lebensstil von Indivi-
duen abbilden, berücksichtigen wir aus Gründen 
der Fokussierung nicht explizit. Im Vorschlag von 
CAE und SVR wurden im Bereich „Lebensquali-
tät“, der am ehesten dem Oberziel „Soziale Nach-
haltigkeit“ entspricht, Indikatoren wie die „Häu-
fi gkeit von mit anderen Personen verbrachter Zeit 
für Sport, Kultur und in gemeinschaftlichen Or-
ganisationen“ oder der weltweite Indikator der 
Weltbank „Mitspracherecht und Kontrolle“ auf-
genommen. Weil es für die (Wirtschafts-)Politik 
schwierig ist, individuelle Lebensstile unmittel-
bar zu beeinfl ussen, ist es aus unserer Sicht jedoch 
zielführender, eine geringere Anzahl von Ein-
zelindikatoren aufzunehmen, die durch entspre-
chende (wirtschafts-)politische Maßnahmen eher 
steuerbar sind. So kann die Wirtschaftspolitik 
Rahmenbedingungen schaffen, die den Bürgern 
etwa eine verstärkte politische Partizipation 
und mehr Zeit für gemeinschaftliche Aktivitäten 
ermöglicht, insbesondere durch Maßnahmen 
zur Verkürzung der allgemeinen Arbeitszeit. Kür-
zere Arbeitszeiten (unter sonst gleichen Bedin-
gungen) werden in unserem Vorschlag ebenso 
wie von SSFC und CAE/SVR explizit als wohl-
stands steigernd berücksichtigt (siehe oben). Der 
Vorteil dieses Indikators ist, dass Regierungen 
und Parlamenten im Bereich der Arbeitszeit-
politik eine Reihe wirksamer Instrumente zur 
Verfügung stehen.

14 Siehe den Vorschlag von Priewe/Rietzler (2010).
15 Als Nachhaltigkeitslücke wird jene Veränderung des Staatsdefi zits verstanden, die heute notwendig wäre, um künftig ohne weitere Än-

derungen bei Steuern und Beiträgen zu den Sozialversicherungen sowie den Leistungszusagen aus den Sozialsystemen einen stabilen 
öffentlichen Schuldenstand zu erreichen. Diese Größe ist aus vielerlei Gründen problematisch: Erstens müssen Annahmen über eine 
Vielzahl von Größen über mehrere Jahrzehnte gemacht werden, die sich nicht seriös prognostizieren lassen (z.B. Geburtenrate im Jahr 
2030 oder durchschnittliche Zinsen in den Jahren 2040 bis 2050), zum anderen vernachlässigt das Konzept komplett makroökonomi-
sche Rückkoppelungen zwischen Ausgaben- und Beitragsveränderungen sowohl in der Gegenwart als auch in ferner Zukunft.
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Ökologische Nachhaltigkeit

Für das Oberziel ökologische Nachhaltigkeit ha-
ben wir zunächst nur die in der Europa 2020-Stra-
tegie bzw. im deutschen Energiekonzept 2050 fest-
gelegten Ziele berücksichtigt, also die Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Pro-
zent gegenüber 1990 (bis 2050 um 80 bis 95 Pro-
zent), den Ausbau der Erneuerbaren Energien bis 
2020 auf 18 Prozent des Bruttoendenergiever-
brauchs (bis 2050: 60 Prozent) und die Verrin-
gerung des Primärenergieverbrauchs bis 2020 
um 20 Prozent gegenüber 2008 (bis 2050: 
50 Prozent).

Die notwendigen Anpassungen unserer Le-
bens- und Wirtschaftsweise sind seit längerem 
Gegenstand kontroverser Debatten. Während 
manche Experten die Möglichkeit der „Entkopp-
lung“ des BIP-Wachstums vom steigenden Res-
sourcenverbrauch betonen, sehen andere in der 

Beendigung des Wirtschaftswachstums oder so-
gar in der Schrumpfung des BIP die einzige rea-
listische Option für das Erreichen ökologischer 
Nachhaltigkeit. In dieser Debatte spielen nicht 
nur die international vereinbarten Ziele zu Treib-
hausgasemissionen und Klimawandel eine Rolle, 
sondern vielfältige andere Faktoren, die Auswir-
kungen z. B. auf Biodiversität, Landnutzung, 
Stickstoff- und Phosphor-Kreisläufe oder die Ver-
sorgung mit Frischwasser haben (vgl. Enquete-
Kommission 2012b). Hinsichtlich dieser in erster 
Linie technischen bzw. naturwissenschaftlichen 
Themenkomplexe besteht in der Politik weiter-
hin großer (Auf-)Klärungsbedarf. Hierzu dürften 
die weiteren Arbeiten der Enquete-Kommission 
und des ggf. neu zu gründenden Sachverstän-
digenrats zur Begutachtung der ökologischen 
Nachhaltigkeit einen wichtigen Beitrag leisten. 
Auf dieser Grundlage müssten dann weitere ver-
bindliche Umweltschutzziele festgelegt werden.
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5.1 Neuer Regulierungsrahmen erleichtert   
 politische Schwerpunktsetzung

Im Grundsatz dürfte der oben vorgeschlagene 
Ordnungsrahmen auch über Parteigrenzen hin-
weg konsensfähig sein. Die ausgewählten Einzel-
indikatoren fi nden sich weitgehend auch in Vor-
schlägen des Sachverständigenrats oder der SSFC.

Allerdings gruppieren die beiden Institutio-
nen diese Faktoren anders als wir. Der SSFC-Re-
port hat seine Überlegungen in zwölf Empfeh-
lungen zu den drei Bereichen Wirtschaftsleistung 
und materieller Wohlstand (Classical GDP Issues), 
Lebensqualität (Quality of Life) und Nachhaltig-
keit (Sustainable Development and Environment) 
zusammengefasst (SSFC 2009). An dieser Dreitei-
lung haben sich auch der deutsche SVR und der 
französische CAE orientiert (CAE/SVR 2010). Im 
Bereich „ Wirtschaftsleistung und materieller 
Wohlstand“ werden sechs Einzelindikatoren vor-
geschlagen, für den Bereich „Lebensqualität“ sie-
ben, und für den Bereich „Nachhaltigkeit“ zwölf.

Der deutsche SVR und der französische CAE 
ergänzen dabei das BIP pro Kopf als Maß für den 
materiellen Wohlstand durch das BIP pro Arbeits-
stunde (wodurch indirekt der Wert der Freizeit 
anerkannt wird), die Beschäftigungsquote (als 
Maß für die Inklusion auf dem Arbeitsmarkt und 
als Nachhaltigkeitsmaß für die sozialen Siche-
rungssysteme), die privaten und öffentlichen 
Konsumausgaben pro Kopf (wonach etwa eine 
einseitige Exportorientierung zu Wohlstandsver-
lusten führt) und ein Maß für die Einkommens-
verteilung. Im Bereich Lebensqualität wurden 
neben den oben genannten Indikatoren zu Le-
bensstil und demokratischer Partizipation auch 
Kriterien wie die Armutsrisikoquote, der Anteil 
der Arbeitnehmer in Schichtarbeit (als Maß für 

die Zeitsouveränität) oder die Bildungsbeteili-
gung von Jugendlichen ausgewählt. Damit wurde 
ein „bottom up“-Ansatz gewählt, der auf mehre-
ren, nebeneinander stehenden Einzelindikatoren 
beruht, während die SSFC auch die Verwendung 
von subjektiven „top down“-Indikatoren wie das 
empfundene Glück oder die allgemeine Lebens-
zufriedenheit empfi ehlt. Der Bereich Nachhaltig-
keit umfasst drei Bereiche: die Solidität der Staats-
fi nanzen, makroökonomische Stabilitätsrisiken 
durch übermäßige Kreditexpansion im privaten 
Sektor und die ökologische Nachhaltigkeit. Die 
für diesen letzten Bereich empfohlenen Indika-
toren stellen CAE und SVR jedoch unter Vorbe-
halt, da die ökologische Nachhaltigkeit nicht zu 
ihrem Kompetenzbereich gehöre, und empfehlen 
daher für die Zukunft die Kooperation mit Sach-
verständigen aus anderen Disziplinen.

Die von uns vorgeschlagene Gruppierung in 
die vier Oberziele des neuen magischen Vierecks 
hat unserer Meinung nach den Vorteil, den ver-
schiedenen Dimensionen der Nachhaltigkeit ein 
größeres Gewicht zu geben und die Indikatoren 
klarer einzelnen Oberzielen anzugliedern. Dis-
kursiv kann so z. B. im Bereich der Nachhaltigkeit 
staatlicher Tätigkeit klarer die Verbindung zwi-
schen staatlicher Neuverschuldung und staat-
lichen Nettoinvestitionen gezogen werden, als 
wenn diese Indikatoren unter dem Grobziel 
„Nachhaltigkeit“ direkt zusammen mit Fragen 
des CO2-Ausstoßes oder dem Kreditwachstum 
des Privatsektors diskutiert werden. In ähnlicher 
Weise würde im Bereich der sozialen Nachhal-
tigkeit eine Überfrachtung des Indikatorensatzes 
insbesondere durch die Aufnahme „weicher“ Le-
bensstilindikatoren die Gefahr mit sich bringen, 
dass politische Verantwortlichkeiten und Schwer-
punktsetzungen in der öffentlichen Wahrneh-

5. Mit dem neuen Regulierungsrahmen zu einer strategischen 
 sozial-ökologischen Wirtschaftspolitik
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mung verschwimmen. Denn Lebensstile hängen 
von vielfältigen Faktoren ab, auf die die Wirt-
schaftspolitik nur sehr bedingt Einfl uss nehmen 
kann. Im Bereich der Arbeitszeitpolitik hingegen, 
die entscheidende Rahmenbedingungen für indi-
viduelle Freiheit im Lebensstil und für politische 
und andere Gemeinschaftsaktivitäten setzen 
kann, kann und muss die Politik in Bezug auf die 
im Oberziel materieller Wohlstand defi nierten 
Einzelindikatoren klar Stellung beziehen und 
 ihrer politischen Verantwortung für mehr Lebens-
qualität gerecht werden. Eine zusätzliche Förde-
rung von nicht-marktlichen Aktivitäten wie Sport 
oder ehrenamtliches Engagement bleibt natür-
lich trotzdem möglich und wünschenswert.

Auch ist es mit dem vorgeschlagenen Rah-
men und dem eigenen Ziel der sozialen Nachhal-
tigkeit möglich, die wachsende Polarisierung der 
Gesellschaft und die wachsende Einkommens-
ungleichheit mit größerem Nachdruck zu the-
matisieren. Im Vorschlag von CAE und SVR bein-
halten die beiden Bereiche Wirtschaftsleistung 
und Lebensqualität jeweils einen Indikator für 
die Einkommensverteilung bzw. das Armutsrisi-
ko. Durch die Aufteilung auf verschiedene Ober-
ziele und die insgesamt hohe Zahl an Einzelin-
dikatoren könnte in der medialen Wirkung der 
besondere Stellenwert verloren gehen, der vertei-
lungspolitischen Fragen laut SSFC und CAE/SVR 
eigentlich zukommen sollte.

Der eher sparsame Umgang mit Einzelindi-
katoren und die Aufteilung auf vier klar defi nierte 
Oberziele erhöhen zwar die Verbindlichkeit des 
neuen Regulierungsrahmens. Es kann und soll 
sich hieraus aber noch kein konkretes „strategi-
sches Projekt“ für eine sozial-ökologische Wirt-
schaftspolitik ergeben. Denn auch die verbindli-
che Festlegung von Oberzielen durch ein neues 
Stabilitäts- und Wohlstandsgesetz würde bewusst 
Spielraum für politische Schwerpunktsetzungen 
lassen.

Damit aus dem allgemeinen Regulierungs-
rahmen ein politisches Konzept wird, bedarf es 
zusätzlich einer inhaltlichen Klammer, die zum 
einen die angenommenen Wirkungszusammen-
hänge zwischen verschiedenen Dimensionen des 
gesellschaftlichen Wohlstands und seiner Nach-
haltigkeit deutlich werden lässt16 und zum ande-
ren mit einer prägnanten Aussage auch medial 
kommunizierbar ist.17 Konkret kann die inhaltli-
che Schwerpunktsetzung durch die besondere Be-
tonung eines Oberziels und dessen Auswirkung 
auf die anderen Ziele vorgenommen werden.

5.2 Soziale Gerechtigkeit als Kernelement   
 eines sozial-ökologischen 
 Wohlstandsprojekts

Aus sozial-ökologischer Sicht drängt sich aus un-
serer Sicht das Thema soziale Gerechtigkeit mit 
einem besonderen Fokus auf die Einkommens-
verteilung als ein solches herausgehobenes The-
ma auf.18

Sowohl im Report der SSFC als auch in der 
Expertise des deutschen und des französischen 
Sachverständigenrates wird dem Ziel einer gleich-
mäßigen Einkommensverteilung eine besondere 
Rolle beigemessen. So empfi ehlt die SSFC im Be-
reich „Classical GDP Issues“, der Verteilung von 
Einkommen, Konsum und Vermögen eine größe-
re Bedeutung zuzumessen und Ungleichheit als 
Querschnittsthema im Bereich „Lebensqualität“ 
zu betrachten. CAE und SVR folgen dieser Emp-
fehlung, indem die Einkommensungleichheit 
bzw. das Armutsrisiko als Indikator sowohl für 
den materiellen Wohlstand als auch für die Le-
bensqualität aufgenommen wird.

Ganz generell wird in der akademischen De-
batte die Ungleichheit von Einkommen und Ver-
mögen zunehmend als „Megathema“ im Zusam-
menhang mit den Oberzielen materieller Wohl-

16 „Bei jedem Instrument zur Wohlstandsmessung sollte daher das zugrunde liegende theoretische Konzept von Wohlstand explizit ge-
macht und verständlich erklärt werden“ (Enquete-Kommission 2012a: 12).

17 „Bei der medialen Kommunizierbarkeit sollte auf eine prägnante Aussage abgehoben werden“ (Enquete-Kommission 2012a: 14).
18 Deutschland gehört bekanntlich zu den Ländern, in denen die Einkommensungleichheit im vergangenen Jahrzehnt am stärksten gestie-

gen ist, vgl. OECD (2011). Zugleich ist die Lohnungleichheit zwischen Männern und Frauen (gender pay gap) in Deutschland mit am 
höchsten innerhalb der OECD, vgl. OECD (2008).
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stand, sozialer Zusammenhalt und ökologische 
Nachhaltigkeit identifi ziert:
– In reichen Ländern gibt es keinen klaren Zu-

sammenhang mehr zwischen dem durch-
schnittlichen Einkommensniveau bzw. dem 
Wachstum des BIP und der durchschnittlichen 
Lebenszufriedenheit der Menschen. Vielmehr 
mehren sich soziale und gesundheitliche Prob-
leme vor allem in Ländern mit hoher Einkom-
mensungleichheit (vgl. Layard 2005; Frank 
2007; Wilkinson/Pickett 2009).

– Eine Reduzierung der Gehaltsunterschiede 
 zwischen Männern und Frauen bei gleichzei-
tiger Angleichung der geschlechtsspezifi schen 
Erwerbsbeteiligungsquoten und allgemeiner 
Arbeitszeitverkürzung wäre ein entscheidender 
Beitrag für mehr Geschlechtergerechtigkeit.

– Die hohe und steigende Ungleichheit in vielen 
Ländern gilt zunehmend als zentrale Ursache 
der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2008 (vgl. 
Fitoussi/Stiglitz 2009; Rajan 2010). In einigen 
Ländern, wie insbesondere in den USA und 
Großbritannien, haben die unteren Einkom-
mensgruppen auf den Rückgang ihrer relati-
ven Einkommen mit höherer Verschuldung 
reagiert, was schließlich in Immobilien- und 
Verschuldungskrisen mündete. In anderen 
Ländern, u.a. in Deutschland, führte die Stag-
nation der Masseneinkommen zu einer schwa-
chen Konsum- und Binnennachfrage und da-
mit zu einer starken Abhängigkeit des Wachs-
tums und der Beschäftigung vom Exportsektor 
und der steigenden Verschuldung des Auslands 
(vgl. Dullien et al. 2009; van Treeck/Sturn 
2012).

– In Deutschland ging die steigende Ungleich-
heit im letzten Jahrzehnt mit einer schwachen 
Reallohnentwicklung und einem abnehmen-
den Anteil der verfügbaren Einkommen der 
privaten Haushalte zu Lasten der einbehalte-
nen Unternehmensgewinne einher. Da diese 
nicht in entsprechendem Umfang zu höhe-
ren Investitionen führten, bildet der Sektor 
der nicht-fi nanziellen Kapitalgesellschaften in 
Deutschland seit etwa einem Jahrzehnt hohe 
Nettosparnisse und trägt damit entscheidend 
zu den deutschen Leistungsbilanzüberschüs-
sen bei. Zwar kann von einer Investitions-

schwäche keine Rede sein. Eine andere Vertei-
lung der gesamtwirtschaftlichen Einkommen 
zu Gunsten der Arbeitnehmer dürfte sich aber 
positiv auf den privaten Konsum auswirken, 
ohne die Investitionen zu schwächen (vgl. 
Dullien/Schieritz 2011; van Treeck/Sturn 2012).

– Die seit Jahren schwache Entwicklung der Bin-
nennachfrage in Deutschland könnte mögli-
cherweise auch mit einer egalitäreren Beteili-
gung von Männern und Frauen (und einem 
Abbau des Gender Pay Gaps) verringert wer-
den. Mehrere Studien weisen darauf hin, dass 
die geringe Erwerbsbeteiligung dazu beiträgt, 
dass die ökonomischen Risiken von Arbeits-
losigkeit aus Familiensicht in Deutschland grö-
ßer sind, was wiederum im Zusammenhang 
mit abnehmender Statussicherung über das 
Lohnersatzleistungssystem und die sozialen 
 Sicherungssysteme zu vermehrtem Vorsichts-
sparen und schwachem Konsumwachstum 
führt. Außerdem begrenzt die niedrige Er-
werbsbetätigung von Frauen die Nachfrage im 
Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen (vgl. 
Carlin/Soskice 2007; Schettkat 2010).

– Eine hohe bzw. steigende Einkommensun-
gleichheit führt tendenziell zu einer höheren 
Staatsverschuldung, weil ausgabenseitig höhe-
re Transferzahlungen und die Bereitstellung 
öffentlicher Güter von den unteren Einkom-
mensgruppen zur Abmilderung ihrer schlech-
ten relativen Einkommensentwicklung ein-
gefordert werden, während Personen mit ho-
hen Einkommen und Vermögen politischen 
Druck zur Vermeidung von Steuererhöhungen 
ausüben und Möglichkeiten zum Umgehen 
von Steuern ausloten. In einer Gesellschaft 
ohne Ungleichheit wären alle Haushalte glei-
chermaßen Steuerzahler, Profi teure von staat-
lichen Leistungen und Empfänger von Zinsen 
auf Staatsanleihen, so dass höhere Staatsver-
schuldung nicht zur zeitweisen Verdrängung 
von Verteilungskonfl ikten benötigt würde (vgl. 
Roubini 2011; Azzimonti et al. 2012; Dauder-
städt 2012).

– Schließlich hängt die Verteilungsfrage eng mit 
der ökologischen Frage zusammen. Denn um-
fassende Arbeitszeitverkürzungen, die zur Ver-
ringerung der Treibhausgasemissionen unum-
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gänglich sein dürften, wären wegen des damit 
verbundenen Verzichts auf höhere Einkom-
men für einen Großteil der Bevölkerung nur 
bei einer gleichmäßigeren Einkommensver-
teilung attraktiv (vgl. Watt 2012; van Treeck 
2012). Eine steigende Ungleichheit in der Ein-
kommensverteilung hingegen schafft tenden-
ziell Anreize zu längeren Arbeitszeiten und 
leistet einem statusorientierten Konsumismus 
Vorschub (vgl. Freeman 2008; Stiglitz 2008; 
Frank 2007). Darüber hinaus gibt es vielfältige 
weitere Mechanismen, die dazu führen, dass 
ökologische Probleme durch Verteilungsschief-
lagen auf nationaler und internationaler Ebene 
verschärft werden und die technischen Mög-
lichkeiten in Richtung Entkopplung des BIP-
Wachstums vom Ressourcenverbrauch nicht 
ausgeschöpft werden (vgl. Boyce 2002; Wilkin-
son/Pickett 2009).19

Die Fokussierung auf das Thema Ungleich-
heit bedeutet nicht, dass die anderen Ober-
ziele keine Rolle spielen. Im Gegenteil: Das Her-
ausheben sozialer Gerechtigkeit erlaubt ein „Zu-
sammendenken“20 der vielfältigen Herausforde-
rungen an unseren Wirtschafts- und Lebensstil 
und eine kohärente sozial-ökologische Inter-
pretation der breiteren, allgemein konsensfähi-
gen Oberziele für nachhaltigen Wohlstand.

Die Defi nition eines solchen Schwerpunkt-
ziels liefert statt einer technokratischen eine poli-
tische Präzisierung der Wohlstandsdefi nition, die 
durch die Oberziele vorgegeben ist. Die Verant-
wortung der jeweiligen Regierung besteht dann 
darin, ihr „Weltbild“ innerhalb dieses Rahmens 
zu defi nieren und zu prägnanten Aussagen an-
hand ausgewählter Schlüsselindikatoren zu ver-
dichten, die sowohl medial kommunizierbar sind 
als auch dem demokratischen Ideenstreit gerecht 
werden.

19 Generell gilt: „Technologische Innovationen können nur in Verbindung mit institutionellen, sozialen und kulturellen Innovationen zu 
Entkopplung und Reduktion führen.“ (Enquete-Kommission 2012b: 12)

20 „‚Zusammendenken‘ bedeutet zum einen, die verschiedenen politischen Herausforderungen und Widersprüche in ihren Zusammen-
hängen in den Blick zu nehmen. Zu oft werden Probleme nicht ganzheitlich angepackt. Die Aufspaltung von Politik in Ressortzustän-
digkeiten wie Wirtschafts-, Umwelt- oder Sozialpolitik ist Ausdruck dieses Problems. Wir sind überzeugt: Keine der Krisen von Wirt-
schaft, Ökologie, Gesellschaft und Demokratie kann für sich allein gelöst werden. Im Zentrum unserer Arbeit steht die Suche nach Ideen, 
Best-Practice-Ansätzen und Projekten für ein neues Wirtschafts- und Politikmodell.“ (Denkwerk Demokratie 2012)
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Wie in der Studie dargestellt, ist ein moderner 
Wohlstandsbegriff viel breiter zu fassen als die 
traditionellen Maßzahlen zum Bruttoinlandspro-
dukt. Auch die Begrenzung der Staatsverschul-
dung, wie sie nun sowohl im Grundgesetz mit der 
Schuldenbremse als auch absehbar auf EU-Ebene 
mit dem Fiskalpakt festgeschrieben ist, kann kei-
nen Wohlstandszuwachs garantieren. Ein sozial-
ökologisches Fortschrittsprojekt zielt auf die 
 Verbesserung der Lebensbedingungen in einer 
Vielzahl von Dimensionen bei Bewahrung der 
natürlichen Lebensgrundlagen ab, und diese Di-
mensionen müssen in eine sinnvolle moderne 
Wohlstandsdefi nition einfl ießen.

Wohlstand muss aber nicht nur anders defi -
niert werden, sondern diese Defi nition muss auch 
in die praktische Regierungsarbeit einfl ießen. Zu-
dem muss für einen politischen Erfolg die neue 
Wohlstandsdefi nition effektiv medial vermittelt 
werden, um die Überlegenheit einer sozial-öko-
logisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik gegen-

über traditioneller Wirtschaftspolitik aufzuzei-
gen, die auf Steigerung des BIP ohne Rücksicht 
auf Verteilungsfragen und ökologische Fragen 
setzt.

Wir haben als Lösung für diese Herausforde-
rung eine Reform des Stabilitäts- und Wachstums-
gesetzes von 1967 vorgeschlagen, mit einem neuen 
magischen Viereck mit den Oberzielen materiel-
ler Wohlstand, ökologische Nachhaltigkeit, so-
ziale Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit der 
Staatstätigkeit und der Staatsfi nanzen. Diese 
Oberziele sollten in Einzelzielen konkretisiert 
werden und in konkrete, überprüfbare, quanti-
tative Zielquoten für Regierungshandeln einfl ie-
ßen, für deren Einhaltung sich die Regierung in 
einem neuen „Jahreswohlstandsbericht“ recht-
fertigen muss. Wir glauben, dass über einen sol-
chen Rahmen Wirtschaftspolitik in Deutschland 
besser strategisch ausrichtbar wird und leichter 
normative Wertungen und Ziele diskutiert wer-
den können.

6. Zusammenfassung
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